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dürfen dann-nicht getroffen werden.4 Das ist auch dann der 
Fall, wenn diese Prozeßpartei mit der Ladung ausdrücklich 
zur persönlichen Teilnahme an der mündlichen Verhandlung 
aufgefordert war.

Erscheint der Prozeßbevollmächtigte der selbst nicht an
wesenden Prozeßpartei und, erklärt aber, zur Sache nicht ver-, 
handeln zu können, z. B. weil er von seinem Auftraggeber 
noch nicht ausreichend informiert würde, dann gilt dieser 
Prozeßbeyollmächtigte und damit die von ihm vertretene Pro
zeßpartei als nicht erschienen. Deshalb ist in einem solchen 
Fäll auch nach §§ 66 bzw. 67 ZPO zu verfahren.3 6 7

Hat das Gericht die von einem Prozeßbevollmächtigten 
vertretene Prozeßpartei zum Verhandlungstermin zu laden?

Durch die Erteilung einer Prozeßvollmacht überträgt die 
Prozeßpartei ihrem Pfozeßbevollmächtigten die Prozeßfüh
rung, d. h. die Ausübung ihrer Teilnahmerechte und -pflich
ten. Daraus folgt u. a., daß alle Informationen (Ladungen, 
Schriftsatzzustellungen usw.) vom Gericht an den Prozeß
bevollmächtigten zu richten sind und daß damit die betref
fende Prozeßpartei ausreichend informiert ist. Das ergibt sich 
aus § 37 Abs. 2 ZPO, der das Gericht dazu verpflichtet, die 
in § 37 Abs. 1 ZPO aufgezählten Dokumente (Informationen) 
an den Prozeß Vertreter — und nicht ran die von ihm vertre
tene Prozeßpartei! — zuzustellen. Das .bedeutet im Umkehr
schluß, daß .eine direkte Zustellung an eine vertretene Pro
zeßpartei ohne Wirkung bleibt, also die im Gesetz vorgese
henen Folgen der Zustellung nicht eintreten.®

Die dem Gericht obliegende Verpflichtung, das Verfahren 
betreffende Inforrhationen dem Prozeß Vertreter einer Pro
zeßpartei, nicht aber der Prozeßpartei selbst zu übermitteln, 
erfährt eine einzige Ausnahme durch die Bestimmung des 
§ 37 Abs. 2 Satz 2 ZPO. Danach muß das Gericht auch einer 
vertretenen Prözeßpartei eine Ladung zur mündlichen Ver
handlung zustellen, wenn die persönliche Teilnahme vom Ge
setz vorgeschriebeh („erforderlich“) oder vom Vorsitzenden 
des Gerichts — z:B. weil diese Prozeßpartei in der münd
lichen Verhandlung gemäß § 62 ZPO vernommen werden 
soll — ausdrücklich verfügt („angeordnet“) ist.

Einige Rechtsanwälte vertreten die Auffassung, daß das 
Gericht in jedem' Fall heben dem Prozeßbevollmächtigten 
auch die von ihm vertretene Prozeßpartei zum Verhandlungs
termin zu laden habe; das sei nicht nur zur Sicherung der 
Ausübung des Teilnahmerechts der Prozeßpartei erforder
lich, sondern nach dem Wortlaut des § 32 Abs. 1 Satz 2 ZPO 
sogar vorgeschrieben. ^Insoweit gibt es auch Unklarheiten bei 
verschiedenen Gerichten.

Übersehen wird, daß § 37 Abs. 2 ZPO im Verhältnis zu § 32 
Abs. 1 Satz 2 ZPO die. spezielle Vorschrift (lex specialis) ist. 
Die Aussage in der allgemeinen Bestimmung des § 32 Abs. 1 
Satz 2 ZPO (lex generalis), daß der Vorsitzende „die Ladung 
der. Prozeßparteien und ihrer Vertreter“ (Hervorhebung 
von mir — P. W.) anzuordnen hat, begründet vor allem die 
funktionelle Zuständigkeit des Vorsitzenden des Prozeßge
richts für die Terminsbestimmung und -Vorbereitung ein
schließlich der Anordnung, welcher Prozeßvertreter und 
welche Prozeßpartei unter Berücksichtigung der Vorschrift 
des § 37 Abs. 2 ZPO zu laden ist. Diese Bestimmung schließt 
zugleich die Ausübung dieser Aufgabe durch andere Mit
arbeiter des Gerichts (z. B. durch den Leiter der Informations
stelle oder einen Sekretär) und auch durch Schöffen aus:

Die Information einer durch einen Prozeßbevollmächtigten 
vertretenen Prozeßpartei über den Termin zur mündlichen 
Verhandlung ist — sofern die persönliche Teilnahme der Pro
zeßparteien weder erforderlich noch angeordnet ist (§ 37 Abs. 2 
Satz.2 ZPO) — ausschließlich eine Verpflichtung des Prozeß- 
bevollmächtigten, die dieser im Rahmen seiner Pflichten aus 
der ihm erteilten Vollmacht zu erfüllen hat. Auch dafür steht 
einem prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt ebenso wie für 
die Verarbeitung und die Verwendung von Informationen, 
die den Rechtsstreit seines Vollmachtgebers betreffen, die Be
arbeitungsgebühr gemäß § 6 der Rechtsanwaltsgebührenord
nung (RAGO) vom 1. Februar 1982 (GBl. I Nr. 9 S. 183) zu7 

Um allen Diskussionen, Forderungen und Vermutungen, 
die in diesem Zusammenhang aufgetreten sind, die Grund
lage zu entziehen, wäre es zweckmäßig, bei der Novellierung

der ZPO in §32 Abs. 1 Satz 2 ZPO die Worte „und ihrer Ver
treter“ ersatzlos zu streichen. Sie sind überflüssig und verwir
ren nur. Die Aussage, daß der Gerichtsvorsitzende die La
dung der Prozeßparteien anzuordnen hat, reicht völlig -aus, 
da in § 37 Abs. 2 ZPO geregelt ist, wer zu laden ist.

Gerichtliche Verfügungen zur Ladung der Prozeßparteien 
exakt abfassen und ausführen

Was die Exaktheit der terminsvorbereitenden Verfügung des 
Vorsitzenden des Gerichts und deren Ausführung durch den 
Protokollanten betrifft, bedarf es einer besseren Arbeitsweise 
einiger Gerichte.

Oft wird die persönliche Teilnahme von Prozeßparteien 
angeordnet, die gemäß §32 Abs. 4 ZPO zur persönlichen Teil
nahme an der mündlichen Verhandlung kraft Gesetzes ver
pflichtet sind. Man verwendet rputinehaft einen Verfügungs
vordruck oder ein Muster, ohne dabei zu beachten, daß der 
Vorsitzende in Arbeitsrechts- und Ehescheidungssachen — und 
nur in diesen Sachen! — die persönliche Terminsteilnahme 
nicht anzuordnen hat, weil sie das Gesetz bereits vorschreibt. 
In diesen Sachen darf der Vorsitzende lediglich bei Vorlie
gen der in § 32 Abs. 4 Satz 3 ZPO genannten Gründe auf die 
persönliche Terminsteilnahme verzichten, was jedoch nicht 
bedeutet, daß diese Prozeßpartei von der Teilnahme an der 
mündlichen Verhandlung (ggf. durch einen Prozeßvertreter) 
entbunden ist; sie muß nur nicht selbst kommen.

In allen anderen Verfahren ist die persönliche Teilnahme 
der Prozeßparteien vom Gesetz nicht gefordert. In diesen 
Fällen bedarf es also keines ausdrücklichen Verzichts auf 
die persönliche Terminsteilnahme — wie das verschiedentlich 
überflüssigerweise noch geschieht. Erachtet der Vorsitzende 
in solchen Fällen die Anwesenheit einer Prozeßpartei in der 
mündlichen Verhandlung — auch bei einer Prozeßvertretung — 
für notwendig, so hat er die persönliche Teilnahme dieser 
Prozeßpartei ausdrücklich anzuordnen; er muß dann auch 
deren gesonderte Ladung veranlassen.8

Bei der Ausführung der terminsvorbereitenden Verfü
gungen des Vorsitzenden wird häufig übersehen, daß La
dungsvordrucke die Formulierung enthalten „Die persönliche 
Terminsteilnahme der Prozeßpartei wird angeordnet“ und 
daß diese Formulierung dann ausgestrichen werden muß, 
wenn sie — was oft der Fall ist — gar nicht zutrifft. Durch 
eine Terminsladung’ die diese Formulierung — verbunden mit 
einer Ordnungsstrafandrohung für den Fall des Nichterschei
nens — enthält, wird die betreffende Prozeßpartei zum Er
scheinen in der mündlichen Verhandlung veranlaßt, und zwar 
auch dann, wenn ihr persönliches Erscheinen nicht gefordert 
ist. Die dadurch unnötig verursachten Kosten (Verdienstaus
fall, Reisekosten usw.) sind dann keine notwendigen Auf
wendungen dieser Prozeßpartei i. S. des § 164 Abs. 3 ZPO 
und daher auch nicht erstattungsfähig, wenn diese Prozeß
partei auf Grund der späteren Kostenentscheidung einen 
Kostenerstattungsanspruch gegen ihren Prozeßgegner hat. Sie 
muß die ihr ohne Rechtsgrund entstandenen Kosten selbst 
tragen oder versuchen — da terminsanberaumende Verfü
gungen und Ladungen keine gerichtlichen Entscheidungen 
i. S. des § I Abs. 4 Staatshaftungsgesetz (StHG) vom 12. Mai 
1969 (GBl. I Nr. 5 S. 34) sind —, Ersatz aüs dem Staatshaushalt 
zu erlangen.

Wird in einem solchen Fall ein fehlerhaftes Verhalten

4 Vgl. zPO-Kommentar, a. a. O., Vorbem. zu §66 (S. 114). Ein un- . 
entschuldigtes Fernbleiben gemäß § 67 Abs. 1 ZPO liegt auch dann 
vor, wenn das Gericht eine vom nicht erschienenen Verklagten 
vorgebrachte schriftliche oder telefonische „Entschuldigung“ nicht 
anerkennt. Solange dem Verklagten vom Gericht die Anerken
nung seiner Entschuldigung vor dem Verhandlungstermin nicht 
mitgeteilt wurde, kann er nicht damit rechnen, 'daß seine Nicht
teilnahme als eine entschuldigte gewertet wird.

5 Vgl. auch ZPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 1.5. zu § 3 (S. 21).
6 Beispielsweise wird durch die Zustellung eines Urteils an die 

Prozeßpartei selbst die Rechtsmittelfrist des § 150 Abs. 1 ZPO 
dann nicht in Gang gesetzt, wenn die betreffende Prozeßpartei 
im Verfahren durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten ist 
und diesem das Urteil nicht zugestellt würde.

7 Eine Bearbeitungsgebühr steht einem prozeßbevollmächtigten 
Rechtsanwalt auch in den Fällen der §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1, 10 Abs. 1,
3 und 4 sowie nach § 13 Abs. 3 und 4 RAGO zu.

8 In allen Verhandlungsterminen, zu denen die persönliche Teil
nahme vom Gesetz vorgeschrieben oder durch den Vorsitzenden 
angeordnet ist, ist die Prozeßpartei mit der Ladung auf diese 
Pflicht zur persönlichen Teilnahme hinzuweisen.


